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Gender Mainstreaming – Was ist das?

Gender Mainstreaming bedeutet, bei allen gesell-

schaftlichen Vorhaben die unterschiedlichen Lebens-

situationen und Interessen von Frauen und Männern von

vornherein und regelmäßig zu berücksichtigen, da es

keine geschlechtsneutrale Wirklichkeit gibt.

Gender kommt aus dem Englischen und bezeichnet 

die gesellschaftlich, sozial und kulturell geprägten Ge-

schlechtsrollen von Frauen und Männern. Diese sind –

anders als das biologische Geschlecht – erlernt und damit

auch veränderbar.

Mainstreaming (englisch für „Hauptstrom“) bedeutet,

dass eine bestimmte inhaltliche Vorgabe, die bisher nicht

das Handeln bestimmt hat, nun zum zentralen Bestandteil

bei allen Entscheidungen und Prozessen gemacht wird. 

Gender Mainstreaming ist damit ein Auftrag

❙ an die Spitze einer Verwaltung, einer Organisation,

eines Unternehmens und

❙  an alle Beschäftigten, 

die unterschiedlichen Interessen und Lebenssituationen

von Frauen und Männern

❙ in der Struktur,

❙ in der Gestaltung von Prozessen und Arbeitsabläufen,

❙ in den Ergebnissen und Produkten,

❙ in der Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit,

❙ in der Steuerung (Controlling)

von vornherein zu berücksichtigen, um das Ziel der

Gleichstellung von Frauen und Männern effektiv

verwirklichen zu können.
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Der unterschiedliche Alltag von Frauen 
und Männern 

Die Zugehörigkeit zum weiblichen oder männlichen

Geschlecht ist noch immer eine der prägendsten und

bedeutsamsten gesellschaftlichen Unterscheidungen.

Denn das Leben von Frauen und Männern weist in den

meisten Bereichen des öffentlichen und privaten Lebens

große Unterschiede auf, ohne dass dies immer bewusst

wäre. 

Beispiel:  Berufswahl und die Folgen

Mädchen und Jungen haben

heute etwa gleich gute Schul-

abschlüsse. Doch bei der

Berufswahl und in der

Ausbildung teilen sich die

Welten: Obwohl es in Deutsch-

land ca. 400 Ausbildungsberufe gibt, entscheiden sich die

meisten Mädchen gerade mal zwischen zehn Berufen,

insbesondere Bürokauffrau, Kauffrau im Einzelhandel,

Arzthelferin, Friseurin und Krankenschwester. Jungen

wählen viel selbstverständlicher unter einem breiteren

Berufsspektrum aus, bevorzugen aber gewerblich-

technische Berufe. Auch an den Universitäten erfolgt die

Studienwahl geschlechtsspezifisch. Junge Frauen bevor-

zugen Fächer wie Sprachen, Pädagogik und Psychologie,

während junge Männer eher naturwissenschaftliche und

technische Fächer wählen.

Diese Art der Berufswahl hat Auswirkungen auf Be-

schäftigungsmöglichkeiten, Verdienst, berufliches
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QUELLE: SPITZNER,
MEIKE/BILDSTELLE DES

WUPPERTALER INSTITUTES

FÜR KLIMA, UMWELT UND

ENERGIE. AUS:
MINISTERIUM FÜR ARBEIT,
FRAUEN, GESUNDHEIT UND

SOZIALES SACHSEN-ANHALT

(O. J.), GENDER MAIN-
STREAMING IN SACHSEN-
ANHALT, MAGDEBURG.

Fortkommen und auf das gesellschaftliche Ansehen.

Oftmals werden hier bereits die Weichen für spätere

„Armutskarrieren“ gelegt: Mädchen und Frauen

begreifen ihre Berufstätigkeit oft als „Zuverdienst“ und

sind eher bereit, ihren Beruf zugunsten der

Familienarbeit 

einzuschränken, zu unterbrechen oder sogar

ganz aufzugeben – mit entsprechenden Folgen

für ihre Altersversorgung bzw. ihre Einkom-

mensmöglichkeiten, wenn die Partnerschaft

scheitern sollte. Gleichzeitig erhalten sie

hierdurch die „Alleinkompetenz“ für Haushalt,

Beziehungspflege und Kindererziehung, ohne dass dies

aber ihr gesellschaftliches Ansehen steigern würde.

Für junge Männer stellt sich dagegen oft erst gar nicht

die Frage, ob sie ihre Berufstätigkeit zugunsten der

Familie einschränken, sie fühlen sich wie selbstver-

ständlich für das Familieneinkommen zuständig. Ihr

Bedürfnis nach gemeinsamer Zeit mit der Familie kommt

fast zwangsläufig zu kurz, wenn sie ihr Leben überwie-

gend nach den beruflichen Anforderungen ausrichten.

Teilzeitarbeit wird von der Gesellschaft eher Frauen

zugeschrieben, für Männer wird sie weniger akzeptiert.

All dies führt zu unterschiedlichen Lebens- und Erfah-

rungswelten bei Männern und Frauen, die Auswirkungen

auf fast alle gesellschaftlichen Bereiche haben. 

Junge Männer

fühlen sich

wie selbstver-

ständlich für

das Familien-

einkommen

zuständig
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Frauen müs-

sen vielerlei

Ziele zu je-

weils unter-

schiedlichen

Zeiten an-

steuern 
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Beispiel:  Mobilität

Frauen und Männer sind unterschiedlich mobil: Öffent-

liche Verkehrsmittel werden in erster Linie von Frauen

genutzt, Frauen gehen auch häufiger zu Fuß als Männer

und sind eher mit kleinen Kindern unterwegs. Zudem

fühlen sie sich häufiger als Männer bei der Nutzung

öffentlicher Verkehrsmittel in ihrer Sicherheit gefährdet. 

Frauen verfügen für den alltäglichen Gebrauch

wesentlich seltener über ein Auto als Männer.

Gleichzeitig haben sie aufgrund der immer

noch vorherrschenden geschlechtsspezifischen

Rollenverteilung die Hauptverantwortung für

die Koordinierung aller familiären Aktivitäten.

Daraus ergeben sich geschlechtsspezifisch unterschied-

liche Bedürfnisse und Anforderungen z. B. an das An-

gebot des öffentlichen Nahverkehrs.

Das unterschiedliche Mobilitätsverhalten lässt sich auch

sehr schön in der Fläche verdeutlichen: Männer ver-

kehren in der Regel ausschließlich zwischen Arbeitsplatz

und Wohnung, während Frauen vielerlei Ziele zu jeweils

unterschiedlichen Zeiten ansteuern müssen: Kinder-

garten, Schule, Geschäfte,

Arztpraxen, Freizeitein-

richtungen, Wohnung und

ggf. der eigene Arbeitsplatz.

G e s u n d
bleiben.



verabschiedet man sich deshalb von dem Klischee, Mager-

sucht sei eine „Mädchenkrankheit“. Die Krankheitsver-

läufe sind oft schwerer, auch weil die Jungen später als

Mädchen ärztliche Hilfe suchen. Familien, Lehrer und

Lehrerinnen haben gerade erst ihren Blick für mager-

süchtige Mädchen geschärft und schieben Magerkeit bei

Jungen eher auf das Wachstum. Gender Mainstreaming

würde hier bedeuten, für Jungen eine eigene Strategie

gegen Magersucht zu entwickeln.

Es gibt Krankheiten, die eher als Männerkrankheiten

wahrgenommen werden, z. B. der Herzinfarkt. Das hat zur

Folge, dass sich Ursachenforschung und die Erprobung

von Therapieformen mehr an Männern orientierten,

während der spezifische Krankheitsverlauf bei Frauen mit

seinen zum Teil andersartigen Symptomen lange Zeit

unerkannt blieb und damit auch die entsprechenden

Heilmethoden nicht entwickelt wurden. Bei Frauen

wurden Herzinfarkte deshalb oft nicht recht-

zeitig erkannt und behandelt, mit der Folge,

dass Frauen öfter an Herzinfarkten starben als

Männer, obwohl diese öfter daran erkranken.
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Beispiel:  Gesundheit

Frauen und Männer haben

unterschiedliche gesund-

heitliche Probleme, zeigen ein

unterschiedliches Körper- und

Krankheitsbewusstsein und

haben deshalb auch unter-

schiedliche Anforderungen an das Gesundheitssystem.

Frauen gehen z. B. eher zum Arzt und nehmen ihre

Gesundheit ernster als Männer, die einen Arztbesuch

meist so weit wie möglich hinausschieben.  

Schon bei Mädchen und Jungen fallen Unterschiede im

Gesundheitsverhalten ins Auge: Jungen äußern sich kaum

über Krankheitssymptome und verdrängen diesbezüg-

liche Ängste, sie tendieren auch eher zu Extremsportarten

und konsumieren unkritisch leistungssteigernde Mittel.

Mädchen haben oft aufgrund der medialen Vorbilder ein

gestörtes Verhältnis zu ihrem Körper und neigen zu

gesundheitsschädlichen Diäten. Darüber hinaus sind

Mädchen öfter als Jungen Opfer

sexueller Gewalt mit entsprech-

enden körperlichen und see-

lischen Folgen.

Wichtige Unterschiede gibt es

z. B. auch im Suchtverhalten:

Frauen trinken und rauchen

weniger, sind jedoch eher medi-

kamentenabhängig und zeigen Essstörungen. Doch auch

immer mehr junge Männer leiden darunter. Auf zehn

oder zwölf magersüchtige Mädchen und Frauen kommt

nach Schätzungen ein junger Mann. In den Fachkliniken

Schon bei

Mädchen und

Jungen fal-

len Unter-

schiede im

Gesundheits-

verhalten ins

Auge
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Beispiel:  Sport

Auch im Sport gibt es große

Unterschiede zwischen den

Geschlechtern. Mädchen und

Frauen bevorzugen Breiten-

und Freizeitsportarten wie

Turnen, Reiten, Tennis und

Tanzen, während Jungen und Männer eher Mannschafts-

und Wettkampfsportarten wie Fußball, Handball, Basket-

ball, Leichtathletik wählen. Neuere Untersuchungen

haben jedoch gezeigt, dass diese Vorlieben stark von der

Ausgestaltung und Ausschreibung des Angebots sowie

den Trainingsmethoden und Leistungsstandards der

jeweiligen Sportarten beeinflusst werden, die häufig eher

auf Jungen und Männer zugeschnitten sind. So können

Mädchen z. B. durch die Entwicklung von adäquaten

Trainingsmethoden, die ihren Bedürfnissen entsprechen,

für „Jungensportarten“ wie Basketball gewonnen werden. 

In den Medien finden sog. Männersportarten

größere Beachtung. Dies hat Auswirkungen auf

die finanzielle Förderung, auf Sportstätten-

planung, Stadienbau wie auch auf die Bezah-

lung der Profis im Leistungssport.

Obwohl der Frauenanteil in Sportvereinen mittlerweile

fast 40 % der Mitglieder beträgt, sind in den Entschei-

dungsgremien überwiegend Männer vertreten, sowohl im

ehrenamtlichen als auch im professionellen Bereich: Nur

knapp 25 % der Funktionen in Sportvereinen werden von

Frauen wahrgenommen; bei den Vereinsvorsitzenden

beträgt der Frauenanteil nur knapp 9 %; in Gremien und

Präsidien steht es 3:1 für die Männer. 
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Hintergrund

Für alle, die mehr über Gender Mainstreaming wissen

wollen, gibt es in diesem Kapitel weiterführende

Informationen zur Herkunft und Entwicklung dieser

neuen Strategie, insbesondere auch im internationalen

Bereich. Wo ist vorgeschrieben, dass und wie Gender

Mainstreaming angewandt werden muss? Und natürlich

die Frage, die viele frauenpolitisch engagierte Menschen

interessiert: Wird Frauenpolitik durch Gender Main-

streaming überflüssig? Zum Schluss werden die Vorteile

und Effekte aufgezeigt, die durch die Anwendung von

Gender Mainstreaming erreicht werden können.

Wird Frauen-

politik durch

Gender Main-

streaming

überflüssig? 

Hintergrund16

s c h a f f e n .
Überblick



Mitgliedstaaten die Verpflichtung, in den jewei-

ligen nationalen Strategien zur Umsetzung der 

4. VN-Weltfrauenkonferenz ein Konzept zur

Implementierung von Gender Mainstreaming zu

entwickeln. 

1995

Für die Arbeit der Vereinten Nationen ist die

Beachtung und Umsetzung des Gender-Main-

streaming-Ansatzes seit der 4. Weltfrauenkonfe-

renz, den gemeinsamen Schlussfolgerungen des

Wirtschafts- und Sozialrates der VN „gender

perspective in all policies and programs in the UN

system“ und der darauf basierenden Resolution

der Generalversammlung 52/100 bezüglich aller

Maßnahmen und Programme verpflichtend. 

1996

Die Europäische Union verpflichtet sich in der

„Mitteilung der Europäischen Kommission zur

Einbindung der Chancengleichheit in sämtliche

politische Konzepte und Maßnahmen der Gemein-

schaft“ dem neuen Ansatz des Gender Mainstrea-

ming.

1996

In Norwegen wird die Staatssekretärsebene der

Ministerien zuständig für die Durchführung des

Gender Mainstreaming. Zur Förderung und

Kontrolle des Prozesses wird 1997 der „Ausschuss

für Staatssekretäre“ eingerichtet. Jedes Minis-

terium ist in seinem Bereich für die Umsetzung

des Gender-Mainstreaming-Konzeptes verant-

wortlich.

Herkunft und Entwicklung auf internationaler,
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Herkunft und Entwicklung auf inter-
nationaler, europäischer und nationaler
Ebene

1985

Gender Mainstreaming wird auf der 3. Welt-

frauenkonferenz der Vereinten Nationen

in Nairobi als politische Strategie vorgestellt.

1994

Durch die Einsetzung eines Lenkungsausschusses

für die Gleichberechtigung von Frauen und Män-

nern (CDEG), der für Maßnahmen zur Förderung

der Gleichstellung zuständig und direkt beim

Ministerkomitee angesiedelt ist, wird das Gender-

Mainstreaming-Konzept auf der Ebene des Euro-

parats aufgegriffen. 

1994 

In Schweden wird begonnen, Gender Mainstrea-

ming auf nationaler, regionaler und kommunaler

Politikebene umzusetzen. Gleichstellung wird

nicht nur als Angelegenheit der Gleichstellungs-

ministerin verstanden, sondern jedes Ministerium

hat in seinem Zuständigkeitsbereich die Verant-

wortung dafür, dass Gleichstellungsaspekte alle

Bereiche der Politik durchdringen. Gender

Mainstreaming wird seitdem als Hauptmethode

der schwedischen Gleichstellungspolitik begriffen.

1995

Auf der 4. Weltfrauenkonferenz in Peking

wird das Prinzip in der verabschiedeten Arbeits-

plattform verankert. Hieraus ergibt sich für alle

Herkunft und Entwicklung auf internationaler,
europäischer und nationaler Ebene18



gungspolitischen Leitlinien der EU

festgelegt. Sie basieren auf den folgenden vier

Säulen:

1. Verbesserung der Beschäftigungschancen

2. Entwicklung des Unternehmergeistes

3. Förderung der Anpassungsfähigkeit der

Unternehmen und ihrer Arbeitnehmer

4. Stärkung der Maßnahmen für Chancen-

gleichheit auf dem Arbeitsmarkt

1998

Die ÖTV beschließt, Gender Mainstreaming in

der Tarifarbeit umzusetzen, und setzt eine

Genderbeauftragte im Tarifsekretariat ein.

1998

Die Landesregierung Niedersachsen beschließt,

Geschlechterpolitik in alle Ressorts der Landesre-

gierung zu integrieren. Das gesamte Kabinett wird

umfassend zu Gender Mainstreaming geschult.

1998

Die Landesregierung Sachsen-Anhalt be-

schließt, bei jeder Kabinettsvorlage zu prüfen, 

ob Frauen anders oder in stärkerem Maße als

Männer betroffen sind. Jedes Ministerium führt

diese Prüfung eigenverantwortlich durch.

1999

Verankerung des Gender-Mainstreaming-Ansatzes

in den Beschäftigungspolitischen Leit-

l inien der EU. Das bedeutet: Maßnahmen zur

Förderung der Chancengleichheit von Männern

und Frauen werden nicht nur im Rahmen der

Herkunft und Entwicklung auf internationaler,
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1997

Das Europäische Parlament empfiehlt in

seiner Entschließung vom September 1997 als

weitere Umsetzungsschritte die Schaffung ge-

eigneter Koordinierungsstrukturen, die Erar-

beitung von Bewertungskriterien, eine Über-

prüfung aller Legislativvorschläge auf die

geschlechtsspezifische Dimension hin (Gleich-

stellungsprüfung), die Fortsetzung der Doppel-

strategie (Gender Mainstreaming plus spezielle

Frauenfördermaßnahmen) und die Ausrichtung

von Datenerhebungen und Statistiken nach ge-

schlechtsspezifischen Kriterien.

1998

Veröffentlichung des ersten Fortschrittsberichts

der Europäischen Kommission zu Gender

Mainstreaming. 

1998

In den Niederlanden wird auf Regierungsebene

ein Aktionsplan zum Gender Mainstreaming

erarbeitet, der von 1999 bis 2002 umgesetzt

werden soll. Alle Ressorts benennen jeweils

mindestens drei konkrete Maßnahmen für die

Umsetzung von Gender Mainstreaming.

1998

In Finnland beschließt die Regierung eine 

3-jährige Erprobungsphase von 1998 bis 2001 zur

Einführung von Gender Mainstreaming.

1998

Von nun an werden jährlich die beschäfti-

Herkunft und Entwicklung auf internationaler,
europäischer und nationaler Ebene20



2000

Die Landesregierung von Sachsen-Anhalt

beschließt ein umfangreiches Konzept, wie

Gender Mainstreaming in der Verwaltung

praktiziert werden kann.

2000

Die Gemeinsame Geschäftsordnung (GGO)

der Bundesministerien wird am 26. 7. 2000

novelliert. Der neue § 2 GGO lautet: „Die Gleich-

stellung von Frauen und Männern ist durchgän-

giges Leitprinzip und soll bei allen politischen,

normgebenden und verwaltenden Maßnahmen

der Bundesregierung in ihren Bereichen

gefördert werden (Gender Mainstreaming).“ 

2000

Konstituierung der interministeriellen

Arbeitsgruppe Gender Mainstreaming

der Bundesregierung am 24. 5. 2000 zur

Implementierung des Gender Mainstreaming in

die laufende Arbeit aller Ressorts. Die Leitung

liegt beim Staatssekretär des Bundesfrauen-

ministeriums.

2000

Die Landesregierungen von Rheinland-Pfalz

und Mecklenburg-Vorpommern be-

schließen, Gender Mainstreaming in der Landes-

verwaltung umzusetzen.

2001

Alle Ministerien der Bundesregierung ver-

pflichten sich, ihre Mitarbeiter/innen zu Gender

Säule 4 begriffen, sondern als Querschnitts-

aufgabe auch für die drei anderen Säulen

definiert. 

1999 

Mit In-Kraft-Treten des Amsterdamer Ver-

trages (EG-Vertrag) am 1. Mai wird der Gender-

Mainstreaming-Ansatz zum ersten Mal in rechtlich

verbindlicher Form festgeschrieben. Art. 2 und 

Art. 3 Absatz 2 des EG-Vertrags verpflichten die

Mitgliedstaaten zu einer aktiven Gleichstellungs-

politik im Sinne des Gender Mainstreaming.

1999

Das Bundeskabinett erkennt mit Beschluss vom 

23. 6. 1999 die Gleichstellung von Frauen und Män-

nern als durchgängiges Leitprinzip der Bundes-

regierung an und bestimmt, diese Aufgabe mittels

der Strategie des Gender Mainstreaming zu

fördern.

2000

Beginn des Programms der Bundesregierung

„Moderner Staat – Moderne Verwal-

tung“ , das Gender Mainstreaming als einen der

Leitgedanken aufgenommen hat.

2000

In Niedersachsen wird die Fortbildungsreihe 

„Wie bringe ich Gender Mainstreaming ins Tages-

geschäft?“ begonnen. Gleichzeitig wird eine 

Planungsgruppe zur Umsetzung von Gender

Mainstreaming eingesetzt.

22
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Mainstreaming zu schulen und mindestens ein

Pilotprojekt zur Erprobung von Gender

Mainstreaming durchzuführen.

2001

Als erste Gewerkschaft verankert ver.di Gender

Mainstreaming als Aufgabe in der Satzung (§ 5)

und setzt ein Mann-Frau-Team als Gender-

beauftragte beim Bundesvorstand ein.

2001

Einweihung des Gender-Institutes GISA in

Sachsen-Anhalt

2001

In Hamburg wird ein Senatsbeschluss zur

„Einführung und Umsetzung der Strategie des

Gender Mainstreaming in die hamburgische

Landespolitik“ verabschiedet.

2002

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen

beschließt ein Konzept zur Umsetzung von

Gender Mainstreaming in allen Bereichen der

Politik.

Herkunft und Entwicklung auf internationaler,
europäischer und nationaler Ebene24
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Grundgesetz

Auch aus dem deutschen Verfassungsrecht ergibt sich

eine Verpflichtung des Staates für eine aktive und wir-

kungsvolle Gleichstellungspolitik. Art. 3 Abs. 2 Grund-

gesetz (GG) bestimmt nach der Änderung von 1994 nicht

nur: „Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ (Art. 3

Abs. 2 S. 1 GG), sondern nimmt den Staat nunmehr aus-

drücklich in die Pflicht, „die

tatsächliche Durchsetzung der

Gleichberechtigung von Frauen 

und Männern“ zu fördern und

„auf die Beseitigung bestehender

Nachteile“ hinzuwirken (Art. 3

Abs. 2 S. 2 GG).

Bundesgesetze

Daneben findet sich die Verpflichtung zur Umsetzung

und Beachtung von Gleichstellung im Sinne des Gender

Mainstreaming auch in Bundesgesetzen wie dem Sozial-

gesetzbuch VIII

– § 9 Nr. 3 SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe: Bei der

Aufgabenerfüllung im Bereich der Kinder- und

Jugendhilfe müssen die unterschiedlichen Lebens-

lagen von Mädchen und Jungen berücksichtigt,

Benachteiligungen abgebaut und die Gleich-

berechtigung von Mädchen und Jungen gefördert

werden – 

und dem Gleichstellungsdurchsetzungsgesetz für die

Bundesverwaltung 
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Rechtliche und politische Voraussetzungen
und Vorgaben

Rechtliche Vorgaben

Amsterdamer Vertrag

Verpflichtungen zur Umsetzung einer effektiven Gleich-

stellungspolitik im Sinne des Gender Mainstreaming

ergeben sich sowohl aus internationalem Recht als auch

aus unserem nationalen Verfassungsrecht. 

Auf EU-Ebene wurde der Gender-Mainstreaming-Ansatz

zum ersten Mal im Amsterdamer Vertrag, der am 1. Mai

1999 in Kraft trat, rechtlich verbindlich festgeschrieben.

Art. 2 und Art. 3 Absatz 2 dieses EG-Vertrags verpflichten

die Mitgliedstaaten zu einer aktiven Gleichstellungspolitik

im Sinne des Gender Mainstreaming.

Art. 2 des Amsterdamer Vertrages: 

„Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die

Errichtung eines Gemeinsamen Marktes und einer

Wirtschafts- und Währungsunion sowie durch die

Durchführung der in den Artikeln 3 und 4 ge-

nannten gemeinsamen Politiken und Maßnahmen

in der ganzen Gemeinschaft (...) die Gleichstellung von

Männern und Frauen (...) zu fördern.“ 

Art. 3 des Amsterdamer Vertrages: 

„Bei allen in diesem Artikel genannten Tätigkeiten wirkt die

Gemeinschaft darauf hin, Ungleichheiten zu beseitigen und

die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern.“ 

Rechtlich

verbindlich

festge-

schrieben
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bei einem Wechsel an der Spitze von Verwaltung und

Politik nicht ihre Gültigkeit.

Politische Vorgaben

Mit dem Kabinettsbeschluss der Bundesregierung vom 

23. Juni 1999 wurde eine wichtige politische Voraus-

setzung für die Einführung von Gender Mainstreaming

geschaffen. In dem Beschluss erkennt das Bundeskabinett

die Gleichstellung von Frauen und Männern als durch-

gängiges Leitprinzip der Bundesregierung an und be-

stimmt, diese Aufgabe mittels der Strategie des Gender

Mainstreaming zu fördern. 

Auch in verschiedenen Bundeslän-

dern wurden Kabinettsbeschlüsse

zur konsequenten Umsetzung von

Gender Mainstreaming in Landes-

politik und -verwaltung getroffen,

so z. B. in Niedersachsen, Sachsen-

Anhalt, Rheinland-Pfalz, Mecklen-

burg-Vorpommern, Hamburg.

29

– § 2 BGleiG: Alle Beschäftigten in der Bundesver-

waltung, insbesondere Führungskräfte, müssen die

Gleichstellung von Frauen und Männern fördern; diese

Aufgabe ist durchgängiges Leitprinzip in allen

Aufgabenbereichen. 

Auch in der Änderung des SGB

III durch das sog. Job-AQTIV-

Gesetz ist durch § 1 Abs. 1 S. 3

klargestellt, dass in der Arbeits-

förderung die Gleichstellung von

Frauen und Männern als durch-

gängiges Prinzip zu verfolgen ist. Hinzuwirken ist auf die

Überwindung des geschlechtsspezifischen Ausbildungs-

und Arbeitsmarktes, um die Chancen beider Geschlechter

auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern (§ 8 Abs. 1).

Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien

Die Novellierung der Gemeinsamen Geschäftsordnung

der Bundesministerien durch Kabinettsbeschluss vom 

26. Juli 2000 ist ein weiterer Schritt zur Verankerung von

Gender Mainstreaming. Der neue § 2 GGO stellt alle

Ressorts der Bundesregierung vor die Aufgabe, den

Gender-Mainstreaming-Ansatz bei allen politischen,

normgebenden und verwaltenden Maßnahmen der

Bundesregierung zu berücksichtigen. 

Diese europarechtlichen und nationalen

Regelungen bedeuten, dass Gleich-

stellungspolitik und Gender Mainstrea-

ming rechtlich – und nicht nur politisch! –

geboten sind. Das heißt, sie verlieren auch

Chancen

beider Ge-

schlechter

auf dem Ar-

beitsmarkt

verbessern 
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Unterschiede zwischen der institutionalisierten

Frauenpolitik und dem Gender-Mainstreaming-

Ansatz: Durch die Strategie des Gender Main-

streaming werden die unterschiedlichen

Realitäten von Frauen und Männern bewusst

und deutlich gemacht; die Beachtung der

Geschlechterperspektive wird zu einem wesentlichen 

Entscheidungskriterium für die Geeignetheit und Qua-

lität der Maßnahme. 

Selbstverständlich kann Gender Mainstreaming auch zu

Maßnahmen für beide Geschlechter führen, das heißt,

Männer und Frauen können gleichermaßen durch

gleichzeitige, aber unterschiedliche Maßnahmen profi-

Unterschiede zwischen Gender Mainstreaming 
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Gender Main-

streaming

kann auch zu

Maßnahmen

für beide Ge-

schlechter

führen

Unterschiede zwischen Gender Mainstrea-
ming und Frauenpolitik

Gender Mainstreaming und

Frauenpolitik werden beide

eingesetzt, um die Gleichstellung

der Geschlechter zu erreichen.

Gender Mainstreaming ist dabei

die Strategie, um geschlechts-

spezifische Ausgangspositionen

und Folgen einer Maßnahme zu

bestimmen. Werden hierbei

Benachteiligungen von Frauen oder von Männern

festgestellt, sind Frauenpolitik bzw. Männerpolitik die

einzusetzenden Instrumente, um der jeweiligen Benach-

teiligung entgegenzuwirken. 

Unterschiede zwischen Gender Mainstreaming 
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Der Ansatzpunkt für Frauen-

förderpolitik ist eine konkrete

Situation, in der die Benach-

teiligung von Frauen unmittel-

bar zum Vorschein kommt.

Es kann rasch und zielorien-

tiert gehandelt werden; die

jeweilige Maßnahme beschränkt

sich jedoch auf spezifische

Problemstellungen.

Gender Mainstreaming setzt

demgegenüber bei allen

politischen Entscheidungen an,

auch bei denen, die auf den

ersten Blick keinen geschlechts-

spezifischen Problemgehalt

haben. 

Gender Mainstreaming dagegen

setzt als Strategie grundlegen-

der und breiter an. Die Um-

setzung dauert damit länger;

der Ansatz beinhaltet jedoch

das Potenzial für eine nach-

haltige Veränderung bei allen

Akteuren und Akteurinnen und

bei allen politischen Prozessen.

Frauenpolitik:

Frauenförderung wird von 

speziellen organisatorischen

Einheiten betrieben, die für

Gleichstellungspolitik zu-

ständig sind, etwa von der

Frauenbeauftragten in einem

Unternehmen oder in einer

Behörde. 

Gender Mainstreaming:

Demgegenüber setzt Gender

Mainstreaming auf die Beteili-

gung aller an einer Entschei-

dung beteiligten Personen. Es

liegt nun in der Verantwortung

der jeweils Zuständigen – und

nicht mehr ausschließlich in

der Verantwortung der Frauen-

politik –, Gleichstellung

zwischen Männern und Frauen

herzustellen.



Vorteile und Effekte

Warum Gleichstellung?

❙ Die Gleichbehandlung der Geschlechter und das Recht

auf gleiche Teilhabe in allen gesellschaftlichen Berei-

chen sind grundlegende Menschenrechte.

❙ Die Gleichstellung von Frauen und Männern ver-

größert die Gerechtigkeit in einer Gesellschaft, die

zu annähernd gleichen Teilen aus Frauen und Män-

nern besteht.

❙ Die gleiche Teilnahme und Teilhabe von Frauen und

Männern in allen Bereichen der Gesellschaft bedeutet

die volle Verwirklichung von Demokratie.

❙ Die gleiche Einbeziehung von Frauen und Männern in

die Politik führt zu einer anderen, ausgewogene-

ren Politik und gesellschaftlichen Entwicklung.

❙ Arbeit, Kreativität und Entscheidungsmacht auch von

Frauen sind für die Wettbewerbsfähigkeit von

Wirtschaft und Gesellschaft unverzichtbar.

❙ Gleichstellung bedeutet in vielfacher Hinsicht für Frau-

en und Männer eine höhere Lebensqualität und

mehr Entscheidungsfreiheit für die eigene

Lebensgestaltung und zeigt für nachfolgende Gene-

rationen neue Lebensperspektiven auf.

Warum Gender Mainstreaming?

❙ Durch die Ausrichtung an den Lebensrealitäten beider

Geschlechter wird die Wirksamkeit von politi -

schen und verwaltungstechnischen Maßnah-

men erhöht.
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tieren. Ein Beispiel hierfür sind unterschiedliche Präven-

tionsmaßnahmen und Anspracheformen im Gesund-

heitsbereich für Frauen und Männer. 

Gender Mainstreaming führt jedoch dann zu gezielter

Frauen- oder Männerförderungspolitik, wenn sich aus der

Analyse ergibt, dass vor allem geschlechtsspezifische Be-

nachteiligungen zu Lasten eines Geschlechts abzubauen

sind. 

Der Gender-Mainstreaming-Prozess macht insti-

tutionelle Frauenpolitik keinesfalls überflüssig, 

da die vorliegenden Analysen gezeigt haben, dass

Frauen in weiten Bereichen noch benachteiligt

sind. Das Instrument der Frauenförderung wird

daher noch lange angewandt werden müssen! 

Neu ist, dass der Gender-Mainstreaming-Ansatz auch die

Situation der Männer in unserer Gesellschaft mit in die

Analyse einbezieht.

Unterschiede zwischen Gender Mainstreaming 
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❙ Der Abbau von Diskriminierung vermeidet Kosten,

weil weniger nachträgliche Korrekturmaßnahmen

nötig sind.

❙ Die Innovationspotenziale beider Geschlech-

ter werden angesprochen und aktiviert.

❙ Dadurch steht eine größere Gruppe von qualifizier-

tem Personal zur Verfügung. 

❙ Die Qualität von Dienstleistungen wird durch

geschlechterspezifische Pass-  und Zielgenau-

igkeit erhöht.

❙ Das Image von Politik und Verwaltung wird ver-

bessert.

❙ Die Beschäftigten sind zufriedener und stärker moti-

viert.  

❙ Starre und unproduktive Arbeitsstrukturen und 

-kulturen können durch Aufhebung von Geschlech-

termonokulturen und durch die gleichmäßige Reprä-

sentanz von Frauen und Männern schneller und besser

überwunden werden.

Gender Main-

streaming

verlangt da-

her von den

Umsetzungs-

verantwort-

lichen Krea-

tivität
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Verfahren

Entscheidungsprozesse nach dem Prinzip des Gender

Mainstreaming kommen prinzipiell immer dann in

Betracht, wenn ein Vorhaben (Gesetze, Programme,

Forschungsprojekte, Fördermaßnahmen, verwaltungs-

interne Maßnahmen wie beispielsweise Personalent-

wicklung etc.) Menschen, d. h. Frauen und Männer,

betrifft. Entscheidend ist, dass dieser Prüfprozess systema-

tisch erfolgt. Es ist eine gemeinsame Verständigung

darüber notwendig, in welchen Phasen oder Schritten

sich ein solcher Prozess vollziehen und auf welche Weise

das Ziel der Gleichstellung von Frauen und Männern in

jeder Phase einbezogen werden soll. Gender Mainstrea-

ming verlangt daher von den Umsetzungsverantwort-

lichen Kreativität, neue spezielle Methoden und

Instrumente zu entwickeln und zu testen. Denn es gibt

nicht die eine, für alle Sachgebiete und Fragen passende

Gender-Mainstreaming-Methode.

Die bisher entwickelten und erfolgreich erprobten

Instrumente lassen sich in drei Gruppen einteilen:

❙  analytische Instrumente wie z. B. geschlechter-

differenzierte Statistiken und Analysen, Check-

listen, Gleichstellungsprüfungen; 

❙ Bildungsinstrumente wie Schulungen und Gen-

der-Trainings;

❙ Konsultationsinstrumente wie die Einrichtung

von Lenkungs- und Steuerungsgruppen, Befragungen,

Anhörungen etc.

Weitere Beispiele für Verfahren, Methoden und Instru-

mente finden Sie über die Literatur- und Linkliste.
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Beispiele für analytische Instrumente:

Gleichstellungsprüfung der Europäischen Kommission

So praktiziert beispielsweise die Europäische

Kommission für ihre eigene Politik, d. h. für

Legislativvorschläge, Strategiepapiere und

Gemeinschaftsaktionen, eine analytische

Gleichstellungsprüfung, die sich in drei grund-

legenden Schritten vollzieht.

Anforderungen/
Überlegungen

Kann eine der beiden Fragen

bejaht werden, so gibt es eine

geschlechtsspezifische Kom-

ponente in diesem Bereich. 

In diesem Fall sollte eine 

Bewertung des möglichen ge-

schlechtsspezifischen Einflusses

auf den Vorschlag durch-

geführt werden.

Zu den Kriterien gehören bei-

spielsweise Unterschiede

zwischen Frauen und Männern

in Bezug auf:

❙ Beteiligung (z. B. in Gremien,

Entscheidungspositionen,

Gehaltsgruppen, Verbänden

etc.)

❙ Ressourcen (wie Zeit, Raum,

Geld, Information, Bildung

etc.)

❙ Normen und Werte, die die

Geschlechterrollen

beeinflussen

❙ Rechte sowie Zugang zu

Rechten

Arbeitsschritte

Arbeitsschritt 1

Prüfung und Feststellung der

geschlechtsspezifischen

Relevanz

Anforderungen/
Überlegungen

Um diese geschlechtsspezi-

fische Relevanz zu prüfen,

werden nach Geschlecht auf-

geschlüsselte Daten benötigt.

Es müssen die richtigen Fragen

gestellt werden:

❙ Betrifft der Vorschlag eine

oder mehrere Zielgruppen?

Hat er Einfluss auf das täg-

liche Leben eines Teils/von

Teilen der Bevölkerung?

❙ Gibt es in diesem Bereich

Unterschiede zwischen

Männern und Frauen (im

Hinblick auf Rechte,

Ressourcen, Beteiligung,

Werte und Normen)?

Arbeitsschritte

Arbeitsschritt 2

Bewertung der geschlechts-

spezifischen Auswirkung der

Maßnahme anhand von

verschiedenen Kriterien
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Arbeitsschritte

Arbeitsschritt 3

Umsetzung des Bewertungs-

ergebnisses; gleichstellungs-

politische Ausrichtung der 

Maßnahme

Anforderungen/
Überlegungen

Wie kann die geplante Maß-

nahme dazu beitragen, Un-

gleichheiten zu beseitigen

und die Gleichstellung von

Frauen und Männern zu

fördern?

Arbeitsschritte 

1. Definition der gleich-

stellungspolitischen Ziele in

Kenntnis des Ist-Zustandes

Welcher Soll-Zustand wird

durch das zu entscheidende

Vorhaben angestrebt?

2. Analyse der Probleme und der

Betroffenen

Welches sind die konkreten

Hemmnisse auf dem Weg zu

mehr Chancengleichheit? 

Welche Gruppen sind betroffen?  

3. Entwicklung von Optionen

Welche Alternativen bestehen

hinsichtlich der Realisierung?

Anforderungen/
Voraussetzungen

Kenntnisse über Ist-Zustand,

Zugrundelegung einschlä-

giger Rechtsnormen, Pro-

gramme etc. 

Koordinierung mit allen

betroffenen Bereichen

Wissen über Gleichstellungs-

problematik, Zuarbeit und

Unterstützung, z. B. durch

Gutachten, Materialien,

Schulungen

Kenntnisse und Wissen wie

oben

6-Schritte-Prüfung von Krell/Mückenberger/Tondorf

In Deutschland wurde von drei WissenschaftlerInnen ein

6-Schritte-Konzept zur erfolgreichen Umsetzung von Gen-

der Mainstreaming entwickelt:
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Arbeitsschritte 

4. Analyse der Optionen

im Hinblick auf die voraussicht-

lichen Auswirkungen auf die

Gleichstellung und Entwick-

lung eines Lösungsvorschlags

Welche Option lässt den

höchsten Zielerreichungsgrad

erwarten?

5. Umsetzung der getroffenen

Entscheidung

6. Erfolgskontrolle und

Evaluation

Wurden die Ziele erreicht?

Ursachen für Nicht- oder

Teilerreichung? Welche

Maßnahmen sind notwendig?

Anforderungen/
Voraussetzungen

Erarbeitung von Analyse- und

Bewertungskriterien

Daten über Zielerreichung, 

Berichtssystem, verpflichtende

Ursachenanalyse

Arbeitsschritte

Repräsentation:

Wie groß ist der Anteil von

Frauen und Männern?

(quantitative Angaben)

Ressourcen:

Wie werden die verschiedenen

Ressourcen zwischen Frauen

und Männern verteilt?

(quantitative Angaben)

Anforderungen/
Überlegungen

z. B.:

❙ Wie ist die Verteilung von

Frauen und Männern in Aus-

schüssen, in der jeweiligen

Behörde, auf den jeweiligen

Hierarchiestufen, bei den

NutzerInnen von Angeboten?

❙ Wie hoch ist der Anteil von

Angelegenheiten, die haupt-

sächlich Frauen oder Männer

betreffen?

❙ Liegen entsprechende Daten

(Statistiken, Befragungen,

Untersuchungen etc.) vor?

z. B.:

❙ Wie viel Zeit reden Frauen und

Männer bei Beratungen, Kom-

missionen, Konferenzen etc.?

❙ Wie viel Geld wird für weibli-

che und männliche Aktivitä-

ten im Kultur-, Sport- und Frei-

zeitbereich zur Verfügung

gestellt?

❙ Welcher und wie viel Raum

wird Frauen und Männern bei

Kultur-, Sport- und Freizeitein-

richtungen eingeräumt? 

3R-Methode in Schweden
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U m -
setzung.

Arbeitsschritte

Realität:

Warum ist die Situation so?

(qualitative Angaben)

Anforderungen/
Überlegungen

❙ Wie sind Gehälter zwischen

Frauen und Männern verteilt?

❙ In welchem Umfang werden

Tätigkeiten von Frauen und

Männern subventioniert?

❙ Wie verteilen sich die öffent-

lichen Haushaltsmittel auf

Ausgaben für Frauen und

Männer?

Ausgehend von den zwei

vorangegangenen

Arbeitsschritten wird hier

analysiert, z. B.:

❙ Wer bekommt was zu welchen

Bedingungen?

❙ Warum werden Frauen und

Männer unterschiedlich

behandelt, beurteilt, betei-

ligt?

❙ Welche Normen und Werte

liegen den verschiedenen

Tätigkeiten zugrunde?

❙ Wird den Interessen beider

Geschlechter in gleichem

Umfang Rechnung getragen?
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Umsetzungsstrategie der Bundesregierung

Konzept und Umsetzungsstand

Mit Kabinettsbeschluss vom 23. Juni 1999 hat die Bundes-

regierung die Gleichstellung von Frauen und Männern als

durchgängiges Leitprinzip ihres Handelns anerkannt und

beschlossen, diese Aufgabe mittels der Strategie des

Gender Mainstreaming zu fördern. In der Gemein-

samen Geschäftsordnung der Bundes-

ministerien ist dementsprechend die Ver-

pflichtung aller Ressorts festgelegt, den

Mainstreaming-Ansatz bei allen politischen,

normgebenden und verwaltenden Maßnahmen

der Bundesregierung zu beachten (§ 2 GGO). 

Hintergrund ist die rechtliche Verpflichtung der

EU-Mitgliedstaaten aus dem Amsterdamer

Vertrag. Artikel 2 und Artikel 3 Abs. 2 EG-Vertrag

verpflichten alle Mitgliedsländer zu einer aktiven und

integrierten Gleichstellungspolitik im Sinne des

Gender Mainstreaming. Auch Art. 3 Abs. 2 unseres

Grundgesetzes stellt eine wichtige Rechtsgrundlage

für eine aktive Gleichstellungspolitik dar. Der Staat muss

sich aktiv um die „tatsächliche Durchsetzung der Gleich-

berechtigung“ und um die „Beseitigung bestehender

Nachteile“ bemühen (Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG). 

An dieser Stelle setzt die interministerielle Arbeits-

gruppe (IMA) „Gender Mainstreaming“ der

Bundesregierung an. Sie wurde infolge eines

Kabinettsbeschlusses im Mai 2000 unter Federführung

des Bundesministeriums für Familie,  Senioren,

Frauen und Jugend (BMFSFJ) ins Leben gerufen und

erprobt, wie die rechtlichen und politischen Vorgaben

mit Leben gefüllt und in der Praxis umgesetzt werden

können. Beteiligt sind alle Ressorts der Bundes-

regierung; Mitglieder der Arbeitsgruppe sind Abteilungs-

leitungen der Ministerien.

Jedes Ressort ist selbst für die Einführung und Um-

setzung von Gender Mainstreaming verantwortlich.

Daher haben sich alle Ressorts verpflichtet:  

❙ ihre Beschäftigten so fortzubilden, dass sie Gender

Mainstreaming in ihrem Fachbereich anwenden kön-

nen, sowie 

❙ mindestens ein Modellprojekt zu bestimmen, mit

dem Gender Mainstreaming in der Praxis erstmals

umgesetzt wird. 

Alle Ministerien haben 2001 mit

der Umsetzung von Gender

Mainstreaming anhand ihres oder

ihrer Pilotprojekte begon-

nen. Die Pilotprojekte beinhalten

die ganze Bandbreite von

internen und externen politisch-

administrativen Entscheidungen.

Bei allen Umsetzungen wird es darum gehen, aus den

Ergebnissen übertragbare Vorgehensweisen für

ein routinemäßiges,  gendersensibles Verfahren

für alle Arbeitsvorgänge der Verwaltung zu

gewinnen – für die Erstellung und Folgenabschätzung

von Gesetzen, für die Entscheidung über Förderungen,

Forschungsvorhaben, Grundsatzprogramme und

politische Leitlinien sowie für verwaltungsinterne

Maßnahmen wie Personalentwicklung, Beurteilungs-

richtlinien, Organisationsentscheidungen u. Ä.

Der Staat

muss sich

aktiv be-

mühen

Jedes Ressort

ist selbst für

die Einfüh-

rung und Um-

setzung von

Gender Main-

streaming

verantwort-

lich
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Langfristiges Ziel  der IMA ist die Erarbeitung von

Kriterienkatalogen und Checklisten für alle Arten

des politisch-administrativen Handelns. Entstehen soll so

als verbindliche Vorgabe u. a. ein Gleichstellungs-

Handbuch mit Arbeitshilfen und Prüfvorlagen zur

praktischen Umsetzung von Gender Mainstreaming für

die gesamte Bundesverwaltung, das modellhaft für

andere Organisationen sein kann. 

Eine wesentliche Rolle bei der Implementierung

von Gender Mainstreaming spielt die durch das

BMFSFJ finanzierte wissenschaftliche Be-

gleitung. Die wissenschaftliche Begleitung

besteht aus einem interdisziplinären Exper-

tinnenteam, das im Februar 2001 die Arbeit

aufgenommen hat. Durch die Begleitung sollen die

gewonnenen Erfahrungen und Erkenntnisse gesichert,

ausgewertet und für die weitere Entwicklung und

Implementierung von Gender Mainstreaming auch auf

anderen Ebenen und für andere Organisationen nutzbar

gemacht werden. Die wissenschaftliche Begleitung geht

dabei auch ungewöhnliche Wege und arbeitet prozess-

und bedürfnisorientiert. Sie steht den Ressorts bei der

Umsetzung und Erprobung für grundsätzliche Fragen zur

Verfügung, arbeitet aktiv mit den Projektverantwort-

lichen in den Häusern und gibt der interministeriellen

Arbeitsgruppe kontinuierliche Rückmeldungen. So kön-

nen positive Entwicklungen und Erfahrungen verstärkt

und weitergegeben werden; schwierige Situationen und

Umsetzungshindernisse können thematisiert und gegen-

gesteuert werden. Die Ergebnisse der wissenschaftlichen

Begleitung und ein erster Erfahrungsbericht der inter-

ministeriellen Arbeitsgruppe und Pilotprojekte sollen in

Buch- oder Broschürenform veröffentlicht werden. Geplant

sind auch Veranstaltungen zur Vorstellung und Diskussion

von Zwischenergebnissen und ersten Erfahrungen. 

Gender Mainstreaming ist eng mit der Verwal-

tungsmodernisierung verknüpft und ist

deshalb integraler Bestandteil des Regierungspro-

gramms „Moderner Staat – Moderne Verwaltung“.

Die Berücksichtigung der Interessen von Frauen

und Männern als Beschäftigte der Verwaltung,

aber auch als Norm- und Maßnahmenadressatinnen und

-adressaten ist eine zentrale Aufgabe einer modernen,

bedürfnis- und serviceorientierten Verwaltung und liegt in

deren (Eigen-)Interesse, um eine höhere Zufriedenheit der

Beschäftigten und passgenauere Antworten auf die Fragen

der Bürgerinnen und Bürger zu erreichen. 

Die Umsetzung von Gender Mainstreaming ist sicher

keine leichte oder kurzfristige Aufgabe, aber sie bedeutet

nicht nur für die Verwaltung, sondern für alle Organi-

sationen im gesellschaftlichen Bereich, sei es im Bereich

Politik, Wohlfahrt, Gesundheit, Kultur, Bildung etc., eine

faszinierende und zeitgemäße Herausforderung. Gender

Mainstreaming macht eines ganz deutlich: Bei den Be-

mühungen um Gleichstellung zwischen Frauen und

Männern, beim Abbau von Diskriminierung handelt es

sich nicht um eine so genannte Frauenfrage, sondern um

eine grundlegende Aufgabe jeder Gesellschaft,

die um sozialen Fortschritt und die Einlösung verfassungs-

rechtlich verbriefter Ansprüche bemüht ist.

Die Umset-

zung von

Gender Main-

streaming ist

sicher keine

leichte oder

kurzfristige

Aufgabe

Erfahrungen

und Erkennt-

nisse sollen

gesichert

und ausge-

wertet

werden
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p r o j e k t e .
Pilot-

Pilotprojekte der Bundesregierung 

Eine aktuelle Liste der Pilotprojekte aller Ressorts 

der Bundesregierung finden Sie auf der Gender-Main-

streaming-Website der Bundesregierung unter 

www.gender-mainstreaming.net. Über eine Verlinkung zu

den Homepages der Ressorts haben Sie die Möglichkeit,

weitere Informationen zu erhalten und in direkten Kon-

takt zu den Ministerien und den dortigen Ansprech-

partnern und -partnerinnen für Gender Mainstreaming

zu treten.
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GenderKompetenzZentrum

Information zu Gender Mainstreaming

Gender Mainstreaming ist ein Prozess. 

Strategie und Methode wollen erlernt sein. 

Wo ist der Sachverstand dazu?

Das GenderKompetenzZentrum 

❙ ist eine Initiative des Bundesministeriums für

Familie, Senioren, Frauen und Jugend

❙ arbeitet interdisziplinär an der Humboldt-Universität zu

Berlin

❙ befasst sich mit Geschlechterfragen in allen Politikfeldern

❙ berät insbesondere die Bundesministerien 

inhaltlich und organisatorisch (Erstberatung und Erar-

beitung von Problemlösungsansätzen auch im Hinblick

auf die Nutzung externer Gender-Kompetenz)

❙ berät auch andere Einrichtungen und Unternehmen

❙ vernetzt Wissenschaft und Praxis

❙ koordiniert und vermittelt Fachkompetenz zu 

speziellen Fragestellungen und Maßnahmen

Info-Drehscheibe GenderKompetenzZentrum

www.genderkompetenz.info über wichtige Gender-Aspekte:

Politik-Rechtsgrundlagen, Beispiele aus der Praxis 

GenderKompetenzZentrum

Hausvogteiplatz 5–7 • 10099 Berlin

Tel.: 030/20 93-47 55 • Fax: 030/20 93-47 56

Mail: mail@genderkompetenz.info

www.gender.hu-berlin.de – die Website des Zentrums 

für transdisziplinäre Geschlechterstudien 

I n f o r -
mation.
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Links

Zu Gender Mainstreaming allgemein

❙ Link- und Dokumentenliste der Europäischen Kommissi-

on zu Gender Mainstreaming

http://europa.eu.int/comm/employment_social/equ_opp/

gms_de.html#neu

Hier sind zu finden: 

– Rahmenstrategie der Gemeinschaft zur Förderung der

Gleichstellung von Frauen und Männern (2001–2005) 

– Jahresarbeitsprogramm 2001 zur Umsetzung

der Rahmenstrategie 

– Arbeitsprogramm der einzelnen Kommissions-

dienststellen 

– Leitfaden zur Bewertung

geschlechterspezifischer Auswirkungen 

– Einbeziehung der Chancengleichheit von Frauen und

Männern in die Strukturfondsmaßnahmen, Arbeits-

dokumente Strukturfonds 2000–2006 (März 2000)

❙ Dokumentenliste des Europarates

http://www.humanrights.coe.int/equality/Eng/

WordDocs/Document%20list.htm

Hier sind zu finden: 

– Proceedings of the Conference “Gender mainstreaming:

a step into the 21st century” (Athens, September 1999)

– Gender mainstreaming: practice and prospects – report

prepared by Mieke Verloo

– Summary of the report on gender mainstreaming

– Gender mainstreaming: conceptual framework,

methodology and presentation of good practice 

❙ Deutschland

Informationen zu Gender Mainstreaming und zur

Umsetzungsstrategie der Bundesregierung

http://www.gender-mainstreaming.net

Informationen zu Gender Mainstreaming auf der

Homepage des BMFSFJ

http://www.bmfsfj.de/dokumente/struktur/ix_27587_

4828.htm

BMFSFJ/Grundlagenpapier zu Gender Mainstreaming

http://www.bmfsfj.de/Anlage2939/Grundlagenpapier_

zu_Gender_Mainstreaming.pdf

BMFSFJ/Dossier zu Gender Mainstreaming in Schweden

http://www.bmfsfj.de/Anlage2940/Gleichstellungspoli-

tik_und_Gender_Mainstreaming_in_Schweden.pdf

Maßnahmen der Bundesregierung

http://www.bundesregierung.de/dokumente/

Struktur/ix_56626_7317.htm

Ministerium für Arbeit, Frauen, Soziales und

Gesundheit des Landes Sachsen-Anhalt

http://www.ms.sachsen-anhalt.de/frauenimpulse/frau-

enimpulse_20.htm

Niedersächsisches Ministerium für Frauen, Arbeit und

Soziales

http://www.niedersachsen.de/MS_gm.htm

Freistaat Thüringen

http://www.thueringen.de/de/ontothetop.html#tsk/fb/

dokumente/uc12/u_start.html
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Hessisches Sozialministerium 

http://www.hessen.de/hsm/Stichworte/index.htm

Ministerium für Bildung, Frauen und Jugend des

Landes Rheinland-Pfalz

http://www.mkjff.rlp.de/frauen/publikationen.html

Ministerium für Arbeit, Jugend, Wohnungs- und Städte-

bau des Landes Schleswig-Holstein 

http://www.schleswig-holstein.de/landsh/

mjf/frauen/frauen05_07_04.html

Sozialministerium des Landes Baden-Württemberg

http://www.baden-wuerttemberg.de/sixcms/

detail.php?id=11828

Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und

Frauen des Landes Brandenburg

http://www.brandenburg.de/land/masgf/arbeit/

gender.pdf

Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern

http://www.mv-regierung.de/fg/pages/download.htm

Digitale Bibliothek der Friedrich-Ebert-Stiftung,

Volltextveröffentlichung der Expertise „Wie

Gender in den Mainstream kommt: Konzepte,

Argumente und Praxisbeispiele zur EU-Strategie

des Gender Mainstreaming“ von Barbara

Stiegler, 2000 

http://www.fes.de/fulltext/asfo/00802toc.htm

Volltextveröffentlichung der Expertise „Frauen im

Mainstreaming: politische Strategien und Theorien zur

Geschlechterfrage“ von Barbara Stiegler, 1998

http://www.fes.de/fulltext/asfo/00653toc.htm

ASFH Berlin

http://www.asfh-berlin.de/gender-mainstreaming/

❙  Österreich

Implementierung der Gender-Mainstreaming-

Strategie auf Bundesebene

http://www.imag-gendermainstreaming.at

Bundesministerium für soziale Sicherheit und

Generationen/Österreich zu Gender Mainstreaming

http://www.bmsg.gv.at/bmsg/relaunch/frauen/

content/genderm.htm

Frauenbüro der Stadt Wien zu Gender Mainstreaming

http://www.wien.gv.at/ma57/mainstream.htm

Koordinationsstelle Gender Mainstreaming im ESF, ein-

gerichtet vom Bundesministerium für Wirtschaft und

Arbeit/Österreich im Rahmen des Ziel3-Programms

http://www.gem.or.at

❙ Großbritannien 

http://www.thecommonwealth.org/gender/index1.htm

❙ Irland

Ministerium der Justiz, Gleichstellung und Justizreform

http://www.irlgov.ie/justice/equality/gender/NDP/

Gender1.htm
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❙ Kanada

Human Resources Canada – Gender Analysis and Policy

Directorate

http://www.hrdc-drhc.gc.ca/stratpol/gap-pas/ home.shtml

Linkseite von Human Resources Canada – Women’s

Bureau

http://www.hrdc-drhc.gc.ca/stratpol/gap-pas/links.shtml

Fachspezifische Links

❙  Sprachliche Gleichbehandlung 

Broschüre des Bundesverwaltungsamtes

http://www.bva.bund.de/imperia/md/content/bbb_win/

allgemeines/16.pdf

❙ Gender Budgets

Internationaler Überblick über Gender-Budget-Initiati-

ven (kurze Abstracts) 

http://www.undp.org   

und dann suchen mit „gender budgeting“ und inner-

halb der Resultate mit „overview“

Commonwealth Secretariat

http://www.thecommonwealth.org/gender/

index1.htm

Gender Responsive Budget Initiatives

http://www.gender-budgets.org/index.cfm?fuse

action=main&cat_id=147

Women’s and Gender Budgets

http://www.ids.ac.uk/bridge/budgets.pdf

Südafrika

http://magnet.undp.org/events/gender/india/

Soutaf.htm

Kanada

Kurzbeschreibung zu Gender Budget des Sta-

tus of Women Canada

http://www.swc-cfc.gc.ca/publish/gba-acs/

budgets-e.html

❙ Gender Mainstreaming in den Förderprojekten der

europäischen Strukturfonds

Seminarreihe des BMFSFJ

http://www.spisg.com/gender/

Gender Mainstreaming in den Strukturfondspro-

grammen in Schottland

http://www.scotland.gov.uk/esf/equal_ops-00.asp

❙ Gesundheit 

Bericht zur gesundheitlichen Situation von Frauen in

Deutschland (Kurzfassung)

http://www.bmfsfj.de/top/liste/Politikbereiche/

Gleichstellung/Themen/ix4828_artikel.htm?view=list

Frameset&doctype=86&Thema=81&script

Bremer Frauengesundheitsbericht

www.bremen.de/info/frauengesundheitsbericht

European Association for Women & Health Research

(EAWHR)

www.eawhr.org



Wie wohnt es sich frauen- und familiengerecht?

http://www.niedersachsen.de/File/Herm_Tempel_Str.pdf

Aktuelle Frauenwohnprojekte in Deutschland 

– Eine Dokumentation

http://www.niedersachsen.de/File/

Frauenwohnprojekte-100dpi.pdf

UNO Habitat Gender Policy 

http://www.unchs.org/Documents/Default.asp?

DocumentID=5&ArticleID=144

❙ Bildung und Forschung 

Chancengleichheit für Frauen in Forschung und Lehre

einschließlich einer Datenbank mit Projekten und Maß-

nahmen zur Gleichstellung an Hochschulen

http://www.cews.uni-bonn.de/hwp/

Download des „Manual on GM in universities“ der 

Univ. Leuven (Belgien)

http://www.kuleuven.ac.be/gkg/

Aktuelle EU-Studie zu Frauen in Wissenschaft und For-

schung und geschlechtersensiblen Indikatoren

http://www.cordis.lu/rtd2002/science-society/women.htm

❙ Entwicklungszusammenarbeit 

Gender Source Book 

http://www.wiram.de/gendersbook/index.html

❙ Leitfäden/Verfahren

DIGMA (Database of Instruments for Gender Mainstreaming) 

http://www.destin.be/cgi-bin/amit/cgint.exe/

13423-905?1&tmpl=top&GLB_BASE=digm
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Kanadas Women’s Health Strategy

http://www.hc sc.gc.ca/women/english/

womenstrat.htm

❙  Arbeitsmarktpolitik/Unternehmenspolitik 

Bundesanstalt für Arbeit

http://www.arbeitsamt.de/hst/services/rca/index.html

International Labour Organization (ILO)

http://www.ilo.org/public/english/region/asro/

mdtmanila/training/homepage/mainmenu.htm

Bundesregierung/BMFSFJ 

Bericht „Lohn- und Einkommenssituation von

Frauen und Männern“

http://www.bmfsfj.de/Anlage19919/Bericht-Kurzfas-

sung.pdf

http://www.bmfsfj.de/Anlage19920/bericht_der_

Bundesregierung_zur_Berufs_und_Einkommenssituati

on_von_Frauen_und_Maennern.pdf

Existenzgründerinnennetzwerk

http://www.u-netz.de

Infothek/Informationen über erfolgreiche 

Unternehmensstrategien zur Familienfreundlichkeit

http://www.vereinbarkeit.de

❙ Verkehrs-, Raum- und Städteplanung/

Wohnungsbaupolitik 

Internetressourcen der Techn. Univ. Harburg

http://www.tu-harburg.de/b/kuehn/themen/

fwomen.html
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Governments and other Stakeholders“ u. a. zu Bildung,

Finanzen, Handel und Industrie, Gender Budget

http://www.thecommonwealth.org/gender/index1.htm

(auf „Gender Mainstreaming“ und dann auf „click

here“ klicken) 

Linkseite des Status of Women Canada zu Gender-

Mainstreaming-Tools

http://www.swc-cfc.gc.ca/gba-acs/english/

resources.html

Gender-Based Analysis des Status of Women Canada

http://www.swc-cfc.gc.ca/publish/gbabro-e.html

Kanadische Gender-Based Analysis mit GBA Backgroun-

der des Human Resources Development Canada

http://www.hrdc-drhc.gc.ca/stratpol/gap-pas/site.shtml

Neuseeländische Gender Analysis

http://www.mwa.govt.nz/pub/gender/whtga.html

Europäischer Leitfaden zur Bewertung geschlechtsspe-

zifischer Auswirkungen

http://europa.eu.int/comm/employment_social/

equ_opp/gender/gender_de.pdf

Integration von Gleichstellungsanliegen in die laufen-

den Planungs- und Steuerungsprozesse in Organisatio-

nen

http://www.gleichstellungs-controlling.org/
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